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GESETZ Nr. 20 


Wahl von gewissen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
zum ersten Bundestag 


Die Militärgouverneure und Oberbefehlshaber der britischen, der 


amerikanischen und der französischen Zone sind übereingekommen, . 


gleichzeitig Rechtsvorschriften zu erlassen, durch die es untersagt wird, 
zugleich gewisse Stellungen im öffentlichen Dienst zu bekleiden, 
ES-WIRD DAHER VERORDNET: 
Artikel 1 
Wird ein Richter, ein Beamter oder ein Angestellter des öffentlichen 
Dienstes zum Mitglied des ersten Bundestages gewählt, so scheidet er 
mit der Annahme der Wahl ohne weiteres aus dem öffentlichen Dienst 
aus. i 
Artikel 2 
Artikel 1 findet keine Anwendung auf 

a) Personen, die ein Ehrenamt bekleiden, 

b) Personen, die keine feste Besoldung bezichen, 

c) Hochschullehrer, 

d) Seelsorger und Beamte der Kirchen oder anderer Religionsgesell-' 
schaffen des öffentlichen Rechts sowie ihrer Verbände, soweit sie 
nicht zugleich eine andere Stellung im öffentlichen Dienst be- 
kleiden. 

Artikel 3 2 
$ 26 des Gesetzes Nr, 15 der Militärregierung (Verwaltungsange- 
hörige des Vereinigten Wirtschaftsgebietes) in der Fassung der Ersten 
Anderung findet auf die Wahl zum ersten Bundestag keine Anwendung. 


Artikel 4 
Der deutsche Wortlaut dieses Gesetzes ist der maßgebende Wortlaut. 
Die Vorschriften der Militärregierungsverordnung Nr. 3 und des Artikels 
2 Ziffer 5 des Militärregierungsgesetzes Nr. 4 finden auf diesen Wortlaut 
keine Anwendung. 2 
7 Artikel 5 


Dieses Gesetz tritt am 2. Juni 1949 in Kraft. 
IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG, 


ERSTE ÄNDERUNG DES GESETZES Nr. 16 DER MILITÄRREGIERUNG 
Tätigkeit deutscher Versicherungsgesellchaften im Ausland 


Artikel 1 


Gesetz Nr. 16 der Militärregierung wird durch Einfügung des folgenden 
Artikels hinter Artikel 2 geändert: 


„Artikel 2 A 


Deutsche Versicherungs- und Rückversicherungsgesellschaften, die 
eine ordnungsgemäße Genehmigung auf Grund des Gesetzes Nr, 58 der 
Militärregierung, Devisenbewirtschaftung, erhalten haben, sind berechtigt, 
in jeder Währung mit Versicherungs- und Rückversicherungsgesell- 
schaften, die ihren Sitz außerhalb des „Gebietes“ haben, Rückversiche- 
fungsyerträge einschließlich Abtretungen von Rückversicherungen an 
den Vertragspartner und Übernahme von Rückversicherungen von ihm, 
abzuschließen. Die Summe der hierbei von einer deutschen Gesellschaft 
erhaltenen Rückversicherungsprämien darf jedoch, für den Zeitraum eines 
Geschäftsjahres, nicht die Summe der von ihr während dieses Jahres 
abgetretenen Rückversicherungsprämien übersteigen.“ 


Artikel 2 
Diese Änderung tritt am 10. Juni 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE*DER MILITÄRREGIERUNG, 
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26. DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 


Auf Grund von $ 34 Abs. 4 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des 
Geldwesens (Umstellungsgesetz) wird verordnet: 


Artikel 1 


$ 3 der Siebzehnten Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
wird geändert und erhält folgende Fassung: 
„1. Endet das am 21. Juni 1948 laufende Geschäftsjahr vor dem 
1. Januar 1949, so kann der am 21, Juni 1948 beginnende Teil des 
Geschäftsjahres mit dem folgenden Geschäftsjahr verbunden werden, 
Bei juristischen Personen entscheiden hierüber die gesetzlichen Ver- 
treter. Bei Unternehmen, die der Eintragung in ein öffentliches 
Register bedürfen, ist die Entscheidung nur wirksam, wenn sie 
spätestens bis zum 30. September 1949 dem Registergericht angezeigt 
wird; einer Eintragung in das Register und einer Veröffentlichung 
bedarf es nicht. B 
2. Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vor, oder wird 
von der Befugnis nach Abs, 1 kein Gebrauch gemacht, so beginnen die 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Fristen für die Aufstellung, Vor- 
legung, Feststelung und Veröffentlichung des ersten Jahresabschlusses 
in Deutscher Mark am 1. Juli 1949.“ 


Artikel 2 


Entscheidungen, die auf Grund des $ 3 der Siebzehnten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz in der bisherigen Fassung bereits 
getroffen worden sind, bleiben wirksam; sie stehen jedoch einer anderen 
Entscheidung auf Grund der nach Art, 1 geltenden Fassung dieser 
Vorschrift nicht entgegen, es sei denn, daß gleichzeitig nach Maßgabe 
der allgemeinen Vorschriften eine Veränderung des Geschäftsjahres 
beschlossen worden ist. Verbleibt es bei einer auf Grund des $ 3 der 
Siebzehnten Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz in der 
bisherigen Fassung getroffenen Entscheidung, so beginnen die gesetz- 
lichen und satzungsmäßigen Fristen für die Aufstellung, Vorlegung, Fest- 
stellung und Veröffentlichung des ersten Jahresabschlusses in Deutscher 
Mark am 1, Juli 1949, N 


Artikel 3 
1. Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist maßgebend. 
2. Diese Verordnung tritt am 20. Juni 1949 in Kraft. 
IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 
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27. DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 
(Verordnung über Haben-Zinsen und Kupon-Zinsen) 
Auf Grund von $ 34 Abs. 4 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Umstellungsgesetz) wird verordnet: 
sı 


Zinsverbindlichkeiten von Geldinstituten für die Zeit vor dem 21. Juni 
1948 aus Einlagen erlöschen, mit Ausnahme von Haben-Zinsen, die dem 
Kontoinhaber vor dem 21. Juni 1948 gutgeschrieben worden sind, 


82 
1. Verbindlichkeiten aus Zinsscheinen für Reichsmark-Schuldver- 


schreibungen von Geldinstituten, die nach den Ausgabebedingungen vor 
dem 21. Juni 1945 fällig waren und vorgelegt, aber nicht oder nur teil- 
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weise eingelöst worden sind, werden erst mit den Kapitalverbindlich- 
keiten aus den Schuldverschreibungen fällig, zu denen die Zinsscheine 
ausgegeben worden sind, spätestens jedoch am 31, Dezember 1960. Das 
gleiche gilt für Verbindlichkeiten aus Zinsscheinen dieser Art, die vor 
dem 21. Juni 1948 nicht vorgelegt worden sind, für den Betrag, zu dem 
die Zinsscheine auch bel Vorlage nicht eingelöst worden waren; im 
übrigen verbleibt es für solche Zinsscheine bei der bisherigen Fälligkeit. 

2. Die Verbindlichkeiten aus den unter Abs. 1°fallenden Zinsscheinen 
sind mit einer Deutschen Mark für je zehn Reichsmark in die Um- 
stellungsrechnung einzustellen. Eine dem Geldinstitut zuzuteilende Aus- 
gleichsforderung ist bis zur Höhe dieser Verbindlichkeiten unverzinslich. 


"98 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist maßgebend. 


s4 
Diese Verordnung tritt am 15. Juli 1949 in Kraft, 


IM AUFTRAG DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION. 


28. DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 
(Verfahrensvorschriften über die Vertragshilfe nach $ 21) 


Auf Grund des $ 34 Abs, 4 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des 
Geldwesens (Umstellungsgesetz) wird hiermit verordnet: 


sı 
Für die richterliche Vertragshilfe nach $ 21 des Umstellungsgesützes 
gelten ausschließlich die Vorschriften dieser Verordnung. 


52 

Bei der Anwendung des $ 21 Abs. 2 des Umstellungsgesetzes kann 
der Schuldner sich auf Vermögensverluste, die er durch Beschädigung, 
Zerstörung oder Verlust ihm gehöriger beweglicher oder unbeweglicher 
Sachen auf Grund von Kriegsereignissen oder Kriegsfolgen erlitten hat, 
In gleicher Weise ‘berufen wie auf den Ausfall von Entschädigungs- 
ansprüchen gegen das Reich, & 


3 


Ist der Schuldner durch Umstände, die er nicht zu vertreten hatte, 
daran gehindert worden, eine Verbindlichkeit, für welche die Vertrags- 
hilfe zulässig ist, zu erfüllen, so kann das Gericht auf Antrag des Schuld- 
ners anordnen, daß Rechtsfolgen, die für den Fall der Nichterfüllung 
oder nicht rechtzeitigen Erfüllung vorgesehen und dem Schuldner nach- 
teilig sind, ganz oder teilweise als nicht eingetreten gelten. 

54 

1. Zur Gewährung der richterlichen Vertragshilfe ist das Amtsgericht 
zuständig, bei dem der Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, 

2. Das Amtsgericht kann die Sache aus’ wichtigem Grunde an ein 
anderes Amtsgericht abgeben, wenn sich: dieses zur Übernahme bereit 
erklärt, Einigen sich die Gerichte nicht, so entscheidet das gemeinsame 
obere Gericht und, wenn die Amtsgerichte nicht im gleichen Oberlandes- 
gerichtsbezirk gelegen sind, das Oberlandesgericht, zu dessen Bezirk das 
Gericht gehört, an das die Sache abgegeben werden soll. Die Ent- 
scheidung Ist unanfechtbar, > 4 


3. Betrifft der Antrag lediglich Ansprüche, die an einem Grundstück — 


im Währungsgeblet durch eine Hypothek, Grundschuld oder Renten- 
schuld gesichert sind, so ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
das Grundstück gelegen ist. 
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4. Mehrere Verfahren sollen bei dem zuständigen Gericht mit ein- 
ander verbunden werden.. Sind mehrere Anträge bei verschiedenen 
Gerichten gestellt, so ist das Gericht zuständig, bei dem zuerst ein 
Antrag eingegangen ist. Abs. 2 gilt entsprechend. 


85 


Auf das Verfahren der richterlichen Vertragshilfe findet das Reichs- 
gesetz über die Angelegenheifen der freiwilligen Gerichtsbarkeit An- 
wendung, soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist. 


86 


1. Der Schuldner soll in seinem Antrag seine Vermögens- und Er- 
werbsverhältnisse offenlegen und angeben, daß er versucht hat, sich mit 
dem Gläubiger außergerichtlich zu einigen. 

2. Dem Antrag sind beizufügen: 

a) eine geordnete Vermögensübersicht, die eine Gegenüberstellung 
der Aktiven und Passiven enthält; 

b) ein Verzeichnis der Gläubiger und Schuldner mit Angabe der 
Anschrift, des Schuldgrundes und der Nebenrechte. 

3. Das Gericht kann Befreiung von diesen Erfordernissen bewilligen, 
wenn dies nach Lage des Falles geboten erscheint, insbesondere, wenn 
nur eing einzelne Verbindlichkeit Gegenstand des Verfahrens ist, 

4. Der Schuldner hat seine Angaben auf Verlangen des Gerichts 
glaubhaft zu machen. n 


87 


1. Auf Antrag eines Schuldners, der verpflichtet ist, wegen Über- 
schuldung oder Zahlungsunfähigkeit die Eröffnung des Konkurs- oder 
Vergleichsverfahrens zu beantragen, kann das Gericht anordnen, daß 
diese Verpflichtung bis zur Beendigung des Vertragshilfeverfahrens ruht. 
Es. soll diese Anordnung nur treffen, wenn begründete Aussicht besteht, 
daß durch den Ausgang des Vertragshilfeverfahrens der Grund für die 
Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsverfahrens wegfällt. Das Gericht 
kann diese Anordnung jederzeit aufheben. 

2. Lehnt das Gericht den Antrag des Schuldners ab, so gilt der 
Antrag auf Eröffnung des Konkurs- oder Vergleichsverfahrens als recht- 
zeitig gestellt, wenn er unverzüglich nach Rechtskraft der ablehnenden 
Entscheidung gestellt wird. 


88 


1. Die Vertragshilfe wird nur für Verbindlichkeiten gewährt, die der 
Schuldner nicht bestreitet. Bestreitet er einen Anspruch nur teilweise, 
so kann das Gericht für den nicht bestrittenen Teil die Vertragshilfe 
gewähren, 


2. Besteht Streit über den Grund oder den Betrag der Verbindlich- 
keit, so kann das Gericht das Verfahren bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung des Streites durch das Prozeßgericht aussetzen, 

3. Wird über einen Anspruch, bei dem der Schuldner berechtigt Ist, 
die richterliche Vertragshilfe zu beantragen, eim Rechtsstreit anhängig, 
so kann mit Zustimmung ‘des Gläubigers auch das Prozeßgericht in 
Ansehung dieser Verbindlichkeit die Vertragshilfe gewähren. Die Ent- 
scheidung ergeht durch Urteil und kann nur mit dem Urteil angefochten 
werden. 

859 


1. Das Gericht kann vor der Entscheidung, einstweilige Anordnungen 
zur Sicherung der Gläubiger und zum Schutze des Schuldners erlassen. 
2. Insbesondere kann es dem Schuldner Verfügungsbeschränkungen 
gemäß den $$ 58 bis 65 der Vergieichsordnung vom 26. Februar 1935 
(RGBl. I S. 321) auferlegen mit der Maßgabe, daß an Stelle des Ver- 
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gleichsverwalters eine Vertrauensperson bestellt werden kann. Der 
Vertrauensperson kann die Beaufsichtigung des Gewerbebetriebes des 
Schuldners übertragen werden. Auf ihre Rechte und Pflichten sind die 
$$ 38 bis 43 der Vergleichsordnung sinngemäß anzuwenden. 

3. Das Gericht kann während des Verfahrens anordnen, daß der 
Schuldner Sicherheiten zu stellen hat, 

4. Sind mehrere Forderungen Gegenstand des Verfahrens, so darf 
der Schuldner keine dieser Forderungen ohne gerichtliche Ermächtigung 
befriedigen oder sichern, 

5. Auf die Vollstreckung der in den Abs. 2 und 3 vorgesehenen An- 
ordnungen sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Zwangsvollstreckung entsprechend anzuwenden. 


810 


«1, Das Gericht kann für die Dauer des Verfahrens durch besonderen 
Beschluß “anordnen, daß die Zwangsvollstreckung wegen der Verbind- 
lichkelt, für welche die Vertragshilfe beantragt ist, bis zur Entscheidung 
Über den Antrag mit oder ohne Sicherheitslelstung einstweilen ein- 
gestellt wird, Aus besonderen Gründen kann es auch anordnen, daß eine 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme aufzuheben ist, 

2. Die auf Grund des Abs. 1 getroffenen Anordnungen sind unan- 
fechtbar; das gleiche gilt für Entscheidungen, die eine solche Anordnung 
ablehnen. 

su 

Das Gericht soll mit den Beteiligten mündlich verhandeln und darauf 
hinwirken, daß sie sich gütlich einigen. Kommt eine Einigung zustande, 
.50 gelten für die Niederschrift und die Vollstreckbarkeit des Vergleichs 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über den Vergleich im bürger- 
lichen Rechtsstreit sinngemäß. 


812 


1. Kommt eine gütliche Einigung nach $ 11 nicht zustande, so trifft 
das Gericht durch einen mit Gründen versehenen Beschluß eine rechts- 
gestaltende Entscheidung. 

2. Das Gericht kann eine Verbindlichkeit mehrmals stunden, aber 
nur einmal herabsetzen; Stundung und Herabsetzung können neben- 
einander und nacheinander gewährt werden. Das Gericht kann dem 
Schuldner in der Endentscheidung aufgeben, Sicherheiten zu stellen, 

3. Das Gericht kann Teilentscheldungen darüber erlassen, in welcher 
Mindesthöhe der Schuldner Zahlungen zu leisten oder Sicherheiten zu 
stellen hat. Eine solche Entscheidung kann mehrmals ergehen, 

4. Das Gericht kann über die Stundung oder Herabsetzung mehrerer 
Verbindlichkeiten verschieden entscheiden, 


sı3 


1. Die rechtskräftige Entscheidung des Gerichts ersetzt die ent- 
sprechenden Vereinbarungen der Parteien. Sie wirkt nur hinsichtlich der 
Verbindlichkeiten, die in der Formulierung des Beschlusses selbst oder in 
einer Anlage aufgeführt sind. 

2. Aus der rechtskräftigen Entscheidung des Gerichts findet die 
Zwangsvollstreckung wie aus einem rechtskräftigen Urteil statt. 

sı 

1. Im ersten Rechtszuge entscheidet das Amtsgericht. 

2. Gegen die Entscheidung des Amtsgerichts ist die sofortige Be- 
schwerde an das Landgericht zulässig. Dasselbe gilt für eine Ent- 
scheidung gemäß $ 7 Abs. 1 dieser Verordnung. Einstweilige Anord- 
nungen, Auflagen und andere Zwischenentscheidungen des Amtsgerichts 
können nur mit der Endentscheidung angefochten werden. 

3. Gegen die Entscheidung des Landgerichts ist die sofortige weitere 
Beschwerde an das Oberlandesgericht zulässig. $ 27 des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist anzuwenden. 


DD 
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sı5 £ 
Die Regelung der Kosten des Verfahrens und der außergerichtlichen 
Kosten alt dar Gesetzgebung, der Länder vorbehalten, 


816 
Vertragshilfeverfahren, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
auf Grund des $ 21 des Umstellungsgesetzes eingeleitet worden sind, 
sind nach den Vorschriften dieser Verordnung weiterzuführen. 


sh 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung Ist maßgebend, 


sıs 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAG DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION, 





in ERSTE VERORDNUNG DER MILITÄRREGIERUNG ZUR AUS- 
FÜHRUNG DES GESETZES Nr. 59 
Wiedergutmachungsäimter 
Auf Grund des Artikels 78 Abs.1 des Rückerstattungsgesetzes wird 
verordnet: , 
81 
Errichtung 
. Die Wiedergutmathungsämter werden als Behörden der Länder inner- 
halb der Justizverwaltung bei den Landgerichten für deren Bezirk errichtet. 
82 
> Besetzung £ 
1. Die Wiedergutmachungsämter werden mit einem Leiter und der 
erforderlichen Zahl von Mitgliedern besetzt. B 
2. Der Leiter und die Mitglieder müssen die Befähigung zum Richter- 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben. Sie dürfen nicht als 
Berechtigte oder Rückerstattungspflichtige an Rückerstattungsverfahren 
beteiligt seln. 
83 
Aufgaben 
Die Aufgaben des Wiedergutmachungsamtes werden vom Leiter oder 
von einem Mitglied wahrgenommen. 
84 
D Unabhängigkeit 


Abgesehen von der Befugnis der Milltärregierung zur Ergreifung- 
beliebiger Maßnahmen sind der Leiter und die Mitglieder eines Wieder- 
gutmachungsamtes keiner Weisung und keinem Eingriff einer anderen 
Stelle, sondern nur dem Gesetz unterworfen, 


85 
5 Bestellung 

Der Leiter und die Mitglieder werden haupt- oder nebenamtlich von 
Fe a niferwaltungen bestellt. De lkng erfolgt zunächst 
u in ‚um ‚ember , sodann jeweils für ein 

x 86 

: Beamtenrechtliche Stellung 

» 1. Die Länder bestimmen, ob hauptamtliche Leiter und Mitglieder 
planmäßig oder außerplanmäßig ‘bestellt werden, Die hauptamtlichen 


Leiter und Mitglieder können auch Beamte auf Widerruf sein. Die Länder 
bestimmen das Diensteinkommen. 
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2. Für nebennmtlich beschäftigte Leiter und Mitglieder bestimmen die 
Länder. ob, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe sie eine 
Vergütung und Ersatz Ihrer Auslagen erhalten. 


3. Werden Rechtsanwälte nebenamtlich als Leiter oder Mitglieder 
von Wiedergutmachungsämtern beschäftigt, so können die Linder 
bestimmen, daß sie zu elnem Bruchteil ihrer vollen Arbeitskraft zu 
dieser Dienstlelstung herangezogen werden. Im Falle einer sölchen 
Bestimmung dürfen sie ihren Beruf als Rechtsanwalt weiter ausliben, 
haben sich jedoch jeder Tätigkeit in Rückerstattungssachen zu enthalten. 


4, Die In Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Bestimmungen treffen die Lan- 
desjustizverwaltungen Im Einvernehmen mit den Finanzverwaltungen 
der Länder, soweit nicht Planstellen eingerichtet werden, 


87 
Dienstaufsicht 
Die Dienstaufsicht über die Wiedergutmachungsämter “führen die 
Landesjustizverwaltungen. 
88 
Amtlicher Text 


Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist der maßgebende 
Wortlaut. 


89 
Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am 20. Juli 1949 in Kraft, 


IM AUFTRAGE DER MILITARREGIERUNG. 











AMTSBLATT DER MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND (BRITISCHE ZONE) 


1—Teil 7B Ausgabe Nr. 30 Datum 6.8.49 





ALLGEMEINE GENEHMIGUNG Nr. 12 


erteilt auf Grund des Gesetzes Nr. 53 der Militärregierung 
(Devisenbewirtschaftung) 

1. Natürliche Personen, die ihren ständigen Wohnsitz außerhalb des 
unter Ziffer 7 nliher bezeichneten Gebietes haben und die von den zu- 
ständigen Stellen die Ermächtigung besitzen, das Gebiet über die inter- 
en Grenzen zu betreten, dürfen beim Betreten des Gebietes ein- 

Ihren: 

a) ausländisches Bargeld_(Noten und Münzen); 

b) Schecks (einschl, Reise-(Traveller-)Schecks), Anweisungen, Relse- 
kreditbriefe, lautend auf nichtdeutsche Währung (im folgenden als 
ausländische Zahlungsmittel bezeichnet); 
auf Deutschg Mark lautende Zahlungsmittel, die auf Grund einer 
von der Bank deutscher Länder erteilten Genehmigung ausgegeben 
worden sind (z. B. DM-Traveller-Coupons). Wegen der Einfuhr von 
Bargeld siehe unter Ziffer 6. 

Dieses Bargeld und diese Zahlungsmittel müssen: 

aa) zum Zeitpunkt der Einreise vollständig angegeben werden; 

bb) in das Devisen-Kontrollbuch des Reisenden eingetragen werden; 

cc) entweder im Besitze des Reisenden verbleiben und bei der 
Ausreise aus dem Gebiet über die internationalen Grenzen 
wieder ausgeführt werden, oder es muß darüber gemäß den 
in dem Devisen-Kontrollbuch enthaltenen Anweisungen verfügt 
werden, 

2. Natürliche Personen, deren ständiger Wohnsitz sich außerhalb des 
Gebietes befindet und die aus dem Gebiet über die internationalen 
Grenzen wieder ausreisen, dürfen bei der Ausreise die unter Ziffer 1a—c 
genannten Zahlungsmittel bis zur Höhe der im Devisen-Kontrollbuch 
ausgewiesenen Beträge ausführen, 

“3, Natürliche Personen, die ihren ständigen Wohnsitz innerhalb des 
Gebletes haben und von zuständiger Stelle ermächtigt sind, das Gebiet 
über die internationalen Grenzen zu verlassen, dürfen im Zeitpunkt der 
Ausreise ausländisches Bargeld und Zahlungsmittel mitführen. Diese 
Beträge sind: 

a) vollständig auszugeben; 

b) müssen sich im Rahmen der von der zuständigen Stelle geneh- 

migten Höhe halten und 

c) in den Reisepapieren dieser Personen eingetragen sein. 

4. Natürliche Personen, deren ständiger Wohnsitz sich innerhalb des 
Gebietes befindet und die nach genehmigter Ausreise in das Gebiet über 
die internationalen Grenzen zurückkehren, dürfen im Zeitpunkt ihrer 
Einreise ausländisches Bargeld und ausländische Zahlungsmittel ein- 
führen; diese müssen in einer Währungskontrollerklärung vollständig 
angegeben werden. 


c 


Die Devisenwerte sind innerhalb von 7 Tagen nach der Einreise einer , 


zu deren Annahme ermächtigten Bank anzubieten und auf Verlangen zu 
verkaufen. . 

5. Natürliche ‘Personen, die sich Im Besitz eines Grenzgängeraus- 

weises befinden, dürfen beim Grenzübertritt ein- und ausführen: 

a) Deutsche Mark bis zum Höchstbetrag von 5,00 DM pro Tag; 

b) Bargeld des Landes, für welches der Grenzgängerauswels aus- 
‚gestellt ist, bis zum Höchstwert von US $ 1.00 zum festgesetzten 
Umrechnungskurs. 

6. Natürliche Personen, die durch eine zuständige Stelle zur Einreise 

in das Gebiet über die internationalen Grenzen oder zur Ausreise aus 


demselben über die internationalen Grenzen ermächtigt sind, ausgenom- 


“ men jedoch Personen mit Grenzgängerausweis, dürfen im Zeitpunkt der 
Ein- ‘oder Ausreise deutsches Bargeld, sofern es ordnungsmäßig an- 
gegeben wird, bis zur Höhe von 40 DM mitführen, 


) 


@) 
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7. Das in dieser Genehmigung bezeichnete „Geblet“ umfaßt die 
Länder Bayern, Bremen, Hansestadt Hamburg, Hessen, Württemberg- 
Baden, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Rhein- 
land-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und Baden, nicht aber die Frei- 
hafengeblete. 


8. Diese Allgemeine Genehmigung wird auf Grund der Ermächtigung 
erteilt, die der Bank deutscher Länder für die amerikanische und 
britische Besatzungszone durch die Allgemeine Genehmigung Nr. 3 zum 


- Militärregierungsgesetz Nr. 53 und für die französische Besatzungszone 


durch die Erste Allgemeine Genehmigung zum Militärregierungsgesetz 
Nr. 53 (Verfügung Nr. 127 vom 4. 6, 1949 des Commandant en Chef 
Frangais en Allemagne) gegeben ist. 


9. Diese Allgemeine Genehmigung tritt am 21. Juni 1949 in Kraft, 


BANK DEUTSCHER LÄNDER. 
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VERORDNUNG Nr. 187 
Überwachung des Besitzes von Feuerwaffen 


Da es zweckmäßig Ist, eine Kontrolle über den Besitz, Erwerb und 
Überhändigung von Feuerwaffen durch in der Britischen Zone befindliche 
Personen auszuüben, _ 

WIRD HIERMIT FOLGENDES VERORDNET: 


Artikel 1 
Waffenschein 


1. Es Ist niemandem gestattet, 

a) eine Feuerwaffe zu erwerben oder In seinem Besitz zu haben, 
ohne im Besitz einer ihn dazu berechtigenden Bescheinigung 
(nachstehend „Waffenschein“ genannt)‘ zu sein, die von der 
Milltärregierung ausgestellt ist; 

b) eine Feuerwaffe einem Dritten zu Überhlindigen, ohne daß der 
Dritte ihm einen Waffenschein vorlegt, der ihn zum Besitz der 
Feuerwaffe berechtigt. 

Jeder Besitzer einer Feuerwaffe hat 

a) seinen Waffenschein auf Verlangen einem uniformierten oder 

durch Vorzeigen seiner Vollmacht ausgewiesenen Public Safety 

Officer (Beamten der Abteilung für öffentliche Sicherheit), bri- 

tischen Wildhüter, Mitglied der britischen Zivilpdlizel, der deut- 

schen Polizei oder der deutschen Forstverwaltung vorzulegen; 

wenn er dies nicht kann, dem betreffenden Beamten seinen Namen 
und seine Anschrift anzugeben und auf weiteres Verlangen alle 
in seinem Besitz befindlichen Feuerwaffen abzugeben, für die er 
keinen Waffenschein vorgelegt hat; jedoch braucht ein Beamter 
einer Alliierten Nation eine Feuerwaffe nur auf Verlangen eines 

Public Safety Officer, britischen Wildhüters oder Mitgliedes der 

britischen Zivil- oder Militärpolizei abzugeben. 


3. Wer 
a) sich weigert, seinen Namen und seine Anschrift anzugeben; 
b) unter ausreichendem Verdacht, einen falschen Namen oder eine 
falsche Anschrift angegeben zu haben, oder 
sich welgert, eine in selnem Besitz befindliche Feuerwaffe abzu- 
geben, für die er auf Verlangen keinen Waffenschein vorlegen 
Konnte, 
setzt sich einer Verhaftung ohne Haftbefehl aus, Ein Beamter einer 
Alliierten Nation kann jedoch nur durch einen Public Safety Officer oder ein 
Mitglied der britischen Zivil- oder Militärpolizei verhaftet werden. 


2. 


b 


c 


Artikel 2 
Vorbehalte und Ausnahmen 
4, Die Bestimmungen dieser Verordnung 
a) sind nicht dahin auszulegen, als verlangten sie den Besitz eines 
Waffenscheines für eine zweckdienliche Feuerwaffe 
4) von jemandem, der sich in Ausübung einer Dienstpflicht 
befindet, bei der die Militärregierung das Tragen von Waffen 
gestattet hat; 

if) von jemandem, der an Bühnen- oder Filmvorführungen teil- 
nimmt oder einen Schuß als Zeichen des Beginnens von 
Rennen oder sportlichen Veranstaltungen abfeuert, voraus- 
gesetzt, daß die Feuerwaffe nicht scharf geladen Ist; 

b) sind nicht dahin auszulegen, als verlangten sie den Besitz eines 
Waffenscheines von einem Beamten einer Alliierten Nation, wäh- 
rend er an Scheibenschießen auf einem amtlich anerkannten 
Schießplatz teilnimmt; 
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VERORDNUNG Nr. 190 
Jagd- und Fischereirecht 
Die Militärregierung betrachtet das Jagen von Wild und die Fischerei 


" als Rechte, die den Mitgliedern der Besatzungsstreitkräfte zu Ihrer Erholung 


zustehen. 

Es‘ ist bestimmt worden, daß deutsche Staatsangehörige unter be- 
stimmten Bedingungen das Recht haben sollen, Gewehre, Sportgewehre 
und die dazu gehörige Munition zum Zwecke des Jagens und Tötens von 
Wild zu besitzen. 

Da es notwendig ist, für die Überwachung der Jagd und der Fischerei 
durch jedermann und die Erhaltung von Wild und Fischen Vorsorge zu 
treffen, 

WIRD HIERMIT FOLGENDES VERORDNET: 

Artikel 1 4 
Genehmigungen 

1. Die Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte und Ihre Angehörigen 
können Fische fangen und Wild jagen und töten, wenn sie im Besitz einer 
zu diesem Zwecke von der Militärregierung erteilten Genehmigung sind, 

2. Vorbehaltlich der von der Militärregierung für jeden Einzelfall zu 
ertellenden Ermächtigung dürfen deutsche Staatsangehörige zum Zwecke 
des Jagens und Tötens von Wild Gewehre, Sportgewehre und die dazu 
gehörige Munition besitzen und für diese Zwecke gebrauchen, wenn sie 
nach deutschem Recht hierzu berechtigt sind und sich im Besitze eines 
von der Militärregierung ausgestellten Jagdscheines befinden. 

3. Die Bestimmungen, unter denen die Ermächtigung zum Besitz von 
Gewehren, Sportgewehren und der dazu gehörigen Munition und Genehmi- 
gungen zu deren Gebrauch erteilt werden können, werden in den in 
Paragraph 16 erwähnten Durchführungsvorschriften erlassen. 

4. Eine Ermächtigung zum Besitz von Feuerwaffen oder eine Gench- 
migung zum Jagen oder Fischen oder eine Erlaubnis zum Fischen in 
gesperrten Gewässern, die auf Grund dieser Verordnung oder ihrer Durch- 
führungsvorschriften erteilt worden ist, kann jederzeit von der Milltär- 
regierung widerrufen werden. 

5. Sowelt auf Grund dieser Verordnung eine Erlaubnis oder Geneh- 
migung der Militärreglerung erforderlich ist, ist die Anelgnung von Wild, 
Vögeln oder Fischen ohne eine derartige Genehmigung oder Erlaubnis 
oder entgegen der darin enthaltenen Bestimmungen und Bedingungen 
verboten. 

Artikel 2 
Jagdschutz, 


6. Die Schonzeiten für Wild und Fische richten sich nach den betref- 
fenden deutschen Rechtsvorschriften, es sei denn, diese Schonzeiten sind 
auf Grund der in den Durchführungsbestimmungen festgesetzten Bedin- 
gungen von der Militärregierung abgeändert. 

7. Die Länderregierungen und die von ihnen bestimmten Behörden 
haben das Recht, deutsche Jagd- und Fischereiaufseher zu ernennen und 
ihnen die Befugnisse zu übertragen, die für den ausreichenden Schutz der 
Forsten, des Wildes und der Fische, für die Vernichtung von Schäflingen 
und für die Durchführung dieser Verordnung und der deutschen Jagd- 
gesetze und -Verordnungen notwendig sind. Steht ein deutscher Staats- 
angehöriger im Verdacht, eine Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung 
oder die deutschen Jagdgesetze oder Verordnungen begangen zu haben, so 
genießen die deutschen Jagd- und Fischereiaufseher bezüglich des mut- 
maßlichen Vergehens die gleichen Befugnisse wie die Polizei. 

8. Britische Jagdaufseher können zum Zwecke der Verhinderung von 
Zuwiderhandlungen gegen die Jagd- und Fischereigesetze und -Verord- 
nungen, zur besseren Erhaltung von Wild und Fischen und zur Vernichtung 
von Schädlingen alle Grundstücke innerhalb des Bezirks betreten, für den 
sie ernannt sind. Liegt der Verdacht einer Zuwiderhandlung gegen diese 
Gesetze und Verordnungen vor, so genießen sie bezüglich des mutmaß- 
lichen Vergehens sämtliche Befugnisse der Polizei, 
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9. Die Militärregierung kann Personen zur Vernichtung von Schäd- 
lingen bestimmen. Diese Personen können in Erfüllung ihrer Aufgaben 
alle Grundstücke betreten. 

10. Die Militärregierung kann ferner für die Erhaltung von Fischen 
und die Aufrechterhaltung des Fischbestandes in gesperrten Gewässern, 
sowie für den Schutz dieser Gewässer Fischereiaufseher bestellen, die in 
Erfüllung ihrer Aufgaben jedes Grundstück betreten dürfen. Die Bestim- 
mungen des Gesetzes, in dem die Befugnisse eines mit dem Schutz von 
Wild in Wäldern betrauten Forstbeamten festgelegt sind, gelten ent- 
sprechend, 

11. Niemand soll In dem Genuß eines Ihm durch diese Verordnung 
verliehenen Rechts oder in der Erfüllung einer mit dem Schutz von Wild, 
‘Vögeln und Fischen oder der Vernichtung von Schädlingen zusammen- 
hängenden Aufgabe gehindert werden. 


Artikel 8 
Pachten und Entschädigungen 

12. Die Besatzungsstreitkräfte bezahlen keinerlei Pachten oder Ent- 
schädigungen für das Recht zum Jagen und Erlegen von Wild auf Irgend- 
welchen Grundstücken oder zum Fischen in irgendwelchen Gewässern der 
Britischen Zone. 

13. Die Länderregierungen haben das Recht, den Eigentümern von 
Grundstücken oder Gewässern und den Pächtern von Jagd- oder Fischerel- 
berechtigungen für die Verwendung dieser Grundstücke oder Gewässer 
durch die Besatzungsstreitkräfte zum Zwecke der Jagd und der Fischerel 
eine Entschädigung zu gewähren, 


Artikel 4 
Gesperrte Gewässer ß 
14. Die Militärregierung kann bestimmte Süßwasser enthaltende Ge- 
wässer zu gesperrten Gewässern erklären. Niemand darf sich Fische aus 
diesen Gewässern aneignen, ohne im Besitze einer Erlaubnis der Militär- 
regierung zu sein, die ihm die Aneignung gestattet. 


Artikel 5 
15. Für die Zwecke dieser Verordnung umfaßt der Begriff ‚Besatzungs- 
streitkräfte‘ 

(1) Mitglieder der bewaffneten Streitkräfte, einschließlich der 
Hilfstruppen der Alliierten Mächte, die unter dem Befehl der 
Oberbefehlshaber der Besatzungsmächte stehen, 

(11) Personen nichtdeutscher Staatsangehörigkeit, die bei diesen 
Streitkräften oder bel der Milltärregierung Dienst leisten, 

(ill) beamtete britische Zivilpersonen im Sinne der Verordnung 
No, 176 (Änderung 1) der Militärreglerung. 


Artikel 6 
Durchführungsbestimmungen 
16. Die Militärregierung kann Bestimmungen zur Durchführung dieser 
Verordnung erlassen. 


' Artikel 7 
= Strafbestimmungen 
17. Jede Zuwiderhandiung gegen diese Verordnung oder gegen auf 
un derselben erlassene Durchführungsbestimmungen sind nach Schuldig- 
efund 
a) bei Mitgliedern der Besatzungsstreitkräfte oder ihren Ange- 
hörigen mit Geldstrafe bis £100 und in allen anderen Fällen mit 
Geldstrafe bis zu 1400 DM oder z 
b) mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 
c) sowohl mit Geldstrafe als auch mit Gefängnis In dieser Höhe 
zu bestrafen, 


e> 
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Waffen, Munition, Hunde, Netze und Fischereigerät, die in Verbindung 
mit einer Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung oder eine auf. Grund 
derselben erlassene Durchführungsverordnung verwendet worden sind, 
sowie Wild, Vögel oder Fische, die widerrechtlich angegeignet worden 
sind, können eingezogen und entsprechend den Anordnungen der Militär- 
regierung verwertet werden. Auch kann angeordnet werden, daß Geneh- 
migungen oder Erlaubnisscheine, die auf Grund dieser Verordnung ertellt 
worden sind, entzogen und zurückzugeben sind, 


Artikel 8 
Inkrafttreten 


Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1949 in Kraft. 
IM AUFTRAGE DER MILITARREGIERUNG. 





VERORDNUNG “191 
Änderung der Verordnung Nr. 68 der Militärregierung 
(Erste abgenderte Fassung) 
Artikel 1 
1. Artikel 12, $ 25 der Verordnung Nr. 68 der Militärregierung (Erste 
abgelinderte Fassung) wird durch Streichung der Worte „denjenigen vor- 
liegt, den er unter seinem Brief und Siegel zur Ausübung seiner Befug- 
nisse während seiner Abwesenheit bestellt hat“ und Ersetzung derselben 
durch die Worte „desjenigen Beamten vorliegt, der derzeit die Obliegen- 
heiten des Milltärgouverneurs wahrnimmt“ abgeändert. * 
a Artikel 2 
2. Diese Verordnung tritt am 16. Juni 1949 in Kraft. 


- IM AUFTRAGE DER MILITARREGIERUNG, 





VERORDNUNG Nr. 192 
Abänderung der Verordnung Nr. 132 (Erste Ablinderung) 
Artikel 1 


1. In $ 10, Abs. 1, Unterabsatz (b) wird die Ziffer „50“ durch die 
Ziffer „65“ ersetzt. 


Artikel 2 
2. Diese Verordnung tritt am 22. Juni 1949 in Kraft. 
g IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 





VERORDNUNG Nr. 193 
Abänderung der Verordnung Nr. 72 (Erste abgelinderte Fassung) 
Da es zweckmäßig ‘ist, die Befugnisse ‚der Gerichte der Kontroll- 
kommission zu erweitern, soweit sie die Ernennung und Gebühren der vor 
diesen Gerichten auftretenden Verteldiger betreffen, 
WIRD HIERMIT FOLGENDES VERORDNET: 


Artikel 1 
Abänderungen 


1. Die Verordnung Nr.72 der Militärregierung (Erste abgeänderte 
Fassung) wird hiermit wie folgt geändert: 
(a) Abs. (1) von $ 172 wird aufgehoben und durch folgenden Wort- 
laut ersetzt: 

„172 (1) Ein Verteidiger vor einem Gericht der Kontroll- 
„kommission, der nicht ein Amt unter ıder Britischen Krone 
„bekleidet, hat Anspruch auf die gleichen Gebühren, zu denen 
„ein deutscher Anwalt nach deutschem Recht für sein Auftreten 
„vor einem entsprechenden deutschen Gericht berechtigt ist.“ 
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"VERORDNUNG Nr. 194 


Auslegung des Gesetzes des Zweizonen-Wirtschaftsrates 
„zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
Da Zweifel über die wahre Bedeutung und Wirkung von $ 1, Ziffer IV’ 
des Gesetzes des Zweizonen-Wirtschaftsrates zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol entstanden sind und es zweckmäßig ist, 
diese Zweifel zu beseitigen, 


WIRD HIERMIT FOLGENDES VERORDNET: 


Artikel 1 
Auslegung 
1. Die in.$$ 122, 124, 126 und 130 (des Elften Abschnittes des Ersten 
Teiles) des Gesetzes über, das Branntweinmonopol vom 8. April 1922 
(RGBI.I, 8.405) in seiner durch das Gesetz vom 25. März 1939 (RGBI.I, 
8.604) geänderten Fassung angedrohten Strafen gelten nur für die in den 
genannten Paragraphen bezeichneten strafbaren Handlungen. Rechts- 
vorschriften, die mit dieser Verordnung unvereinbar sind, treten 
außer Kraft. 
Artikel 2 
Vorbehalt 
2. Diese Verordnung berührt keine Strafen, die durch ein vor ihrem 
Inkrafttreten rechtskräftig gewordenes Urteil verhängt worden sind. 


Artikel 8 
Inkrafttreten 
3. Diese Verordnung tritt am 27. Juni 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG, 
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VERORDNUNG Nr. 118 
(1. abgelinderte Fassung) 


NORDWESTDEUTSCHER RUNDFUNK 
Um den Nordwestdeutschen Rundfunk als eine unabhängige Anstalt 
zur Verbreitung von Nachrichten und Darbietungen unterhaltender, bil- 
dender und belehrender Art zu errichten, 7 


WIRD HIERMIT FOLGENDES VERORDNET: 


. Artikel 1 
Errichtung des Nordwestdeutschen Rundfunks 

1. Der Nordwestdeutsche Rundfunk wird als eine Anstalt des öffent- 
lichen Rechts mit Hauptsitz in Hamburg errichtet, 

2. Die Satzung des Nordwestdeutschen Rundfunks ist im Anhang zu 
dieser Verordnung niedergelegt. ° 

3. Ungeachtet aller dazu im Widerspruch stehenden Bestimmungen 
der allgemeinen Gesetze und Rechtssätze, einschließlich der geltenden 


gesetzlichen Bestimmungen der Militärregierung, h. 
gesetzl „= gi : gierung, hat die Satzung 
Artikel 2 


Aufsicht 


4. Die Aufsicht über die Organe des Nordwestdeutschen Rundfunks 
richtet sich nach der Satzung. Eine Beaufsichtigung Ihrer Tätigkeit nach 
den Vorschriften, betreffend die Aufsicht über öffentlich rechtliche Körper- 
schaften durch Organe der Behörden des Staates, der Länder oder anderer 
Körperschaften, findet nicht statt. 





AMTSBLATT DER MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND (BRITISCHE ZONE) 


8—Teil 10B Ausgabe Nr. 30 Datum 6.9.49 





Artikel 3 

Einnahmen 
5. a) Die Deutsche Post erhebt von jedem angemeldeten Rundfunk- 
hörer in den Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holsteln und der Hansestadt Hamburg eine monat- 
liche Gebühr von 2,— DM. Ermäßigung oder Erlaß der Gebühr 
kann In Fällen besonderer Bedürftigkeit gewährt werden. 
Der Nordwestdeutsche Rundfunk und die Deutsche Post be- 
stimmen gemeinsam, welcher Anteil der Einnahmen an Rund- 
funkgebühren dem Nordwestdeutschen Rundfunk zugeteilt wird. 
Der Anteil des Nordwestdeutschen Rundfunks darf nicht unter 
75 vom Hundert des Aufkommens an Rundfunkgebühren fallen. 


Artikel 4 
„ Amtlicher Text 
6. Der deutsche Text der Satzung gilt als amtlicher Text. Die Be- 
stimmungen der Verordnung Nr. 3 und des Artikels 2, $ 5 des Gesetzes 
Nr. 4 der Militärregierung finden auf ihn keine Anwendung, 


Artikel 5 
Aufhebung 
7. Die Verordnung Nr. 118 in der Fassung, wie sie am 1. Januar 1948 
in Kraft trat, wird aufgehoben. ‚Ausgenommen von dieser Aufhebung sind 
$$ 2 und 3 und der Anhang, deren Aufhebung erst zu dem später von 
der Militärregierung bekanntzugebenden Zeitpunkt erfolgt. 


Artikel 6 
Inkrafttreten 


8. Diese erste abgeänderte Fassung der Verordnung Nr. 118 tritt am 
1. Juli 1949 in Kraft. Dies gilt jedoch nicht für ihre $$ 2 und 3 und ihren 
Anhang, die erst dann in Kraft treten, wenn gemäß Art. 5 die Aufhebung 
von $$ 2 und 3 und des Anhangs der Verordnung Nr. 118 in der am 
1. Januar 1948 in Kraft getretenen Fassung erfolgt, 


b 


IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG, 





ANHANG 
SATZUNG DES NORDWESTOHEN EEE RUNDFUNKS 
81 

Der Nordwestdeutsche Rundfunk ist eine Anstalt des öffentlichen Rechts 
mit dem Hauptsitz in Hamburg. 

Zweck des Nordwestdeutschen Rundfunks ist der alleinige Betrieb der 
gegenwärtig vorhandenen und zukünftigen Rundfunkanlagen (einschließlich 
des Drahtfunks) in den Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und der Hansestadt Hamburg, die der Verbreitung 
von Nachrichten und Darbietungen unterhaltender, bildender und beleh- 
render Art dienen. 

Die Rundfunksendungen sollen In Sprache und Musik (später, sobald 
technisch möglich, auch Im Bilde) Unterhaltung, Bildung, Belehrung und 
Nachrichten vermitteln. 

Der Nordwestdeutsche Rundfunk darf auch Zeitschriften, Broschüren 
und andere Schriften herausgeben, die für Rundfunkhörer von Interesse 
‚sind. 

Der Rundfunk wird in voller Unabhängigkeit von Einflüssen des Staates 
und partelpolitischen Richtungen betrieben. ö 

82 
Organe des Nordwestdeutschen Rundfunks sind: 
a) der Hauptausschuß, 
b) der Verwaltungsrat, 
ec) der Generaldirektor. 


E 


as 
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“ 


a) 


b 


c 


d) 


I. 
83 


Der Hauptausschuß wählt den Verwaltungsrat, und zwar jlihr- 
lich in der Zeit vom 1. November bis 15. Dezember ein Mitglied 
zur Besetzung der nach Ablauf jedes Jahres freiwerdenden Stelle 
($ 8 Abs. 2) und ein Mitglied Innerhalb eines Monats nach 
Fortfall jedes aus anderen Gründen ausscheidenden- Mitglieds 
($ 8 Abs. 3). 

Der Hauptausschuß kann Mitglieder des Verwaltungsrats gemäß 
$ 8 Abs. 4—7 abberufen. 

Der Hauptausschuß genehmigt die Abrechnung des General- 
direktors gemäß $ 18 Abs. 2 endgültig. 

Der Hauptausschuß setzt die Aufwandsentschädigung der Mit- 
glieder des Hauptausschusses und des Verwaltungsrats gemäß 
$ 14 fest. 

Bei Wegfall einer der im $ 4 bezeichneten Einrichtungen ergänzt 
der Hauptausschuß seine Mitgliederzahl auf 16 durch die Bestim- 
mung eines neuen Mitglieds. Das neue Mitglied ist aus dem- 
selben Interessenkreis zu wählen, dem die wegfallende Ein- 
richtung nahestand. 


84 4 


Der Hauptausschuß besteht aus 16 Mitgliedern, nlimlich: 


ad) 


e) 


1-1) 


k) 


ı 


n) 


Q) 


den Ministerpräsidenten der Länder Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen und Schleswig-Holsteln und dem Bürgermeister 
der Hansestadt Hamburg; 

dem Präsidenten eines in dem in $ 1 Abs. 2 genannten Gebiet 
gelegenen Oberlandesgerichts, der jeweils von der Gesamtheit der 
Präsidenten der in diesem Gebiet bestehenden Oberlandesgerl:hte 
derart benannt wird, daß‘die Vertretung den vier Ländern 
abwechselnd zufällt; 

vier Vertretern des Erziehungswesens, von denen ein aus den 
Kultusministern der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und dem Kultursenator der Hansestadt Ham- 
burg bestehendes Gremium für jedes der eben genannten Länder 
einschließlich der Hansestadt Hamburg je einen bestellt. Die 
Amtsdauer dieser Mitglieder wird jeweils von dem genannten 
Gremium bestimmt; 

dem von den Ordinarien der Diözesen Aachen, Köln, Münster, 
Paderborn, Osnabrück und Hildesheim gemeinsam bestellten 
jeweiligen bischöflichen Rundfunkreferenten; 

dem von den evangelischen Kirchen des in $ 1 Abs. 2 genannten 
Gebietes jeweils bestellten Bevollmlichtigten für den Rundfunk; 
einem von dem Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes ernännten Stellvertreter; 

dem Vorsitzenden des Nordwestdeutschen Journalistenverbandes; 
dem durch den Vorstand des Deutschen Bühnenvereins be- 
stimmten Intendanten eines Theaters in dem in $ 1 Abs. 2, 
genannten Geblet, Die Amtsdauer dieses Mitglieds wird jeweils 
von dem Vorsitzenden des Deutschen Bühnenvereins bestimmt; 
dem Präsidenten der Staatlichen Musikhochschule in Köln; 
dem Präsidenten einer in dem in $ 1 Abs, 2 genannten Geblet 
gelegenen Industrie- und Handelskammer, der jeweils von der 
Gesamtheit der Präsidenten der in diesem Gebiet bestehenden 
Kammern derart benannt“wird, daß die Vertretung den vier 
Ländern abwechselnd zufällt. 


Vorsitzender des Hauptausschusses Ist das in Ziffer e) genannte 


Mitglied. 


55 


Die Mitglieder des Hauptausschusses werden im Hauptausschuß durch 
ihre Stellvertreter im Amt oder besonders Bevollmächtigte vertreten. 
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s6 


Niemand kann gleichzeitig Mitglied ‚des Hauptausschusses und des 

Verwaltungsausschusses sein. R 
87 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden in einer durch den Haupt- 
ausschuß-Vorsitzenden einberufenen Mitgliederversammlung des Haupt- 
ausschusses gewählt. 

Die Wahl erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit. Bel Stimmen- 
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

Für die Wiederwahl eines Verwaltungsmitglieds ist eine Zwel- 
drittelstimmenmehrheit des Hauptausschusses erforderlich, 

IV. 
s8 

Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mitgliedern. Die Mitglieder 
werden auf die Dauer von sieben Jahren gewählt. Jedes Jahr ist ein 
et zu wählen. Die Amtszeit beginnt mit dem Beginn des Kalender- 
jahres, 

Von den ersten sieben Mitgliedern wird je eines für die Zeitdauer 
von 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7 Jahren gewählt. 

Die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat erlischt: 

&) durch den Tod, 

b) durch Niederlegung des Amtes, 

ec) durch Verlust-der Geschäftsfähigkeit, 

d) durch Abberufung aus wichtigem Grunde. 

Ein Verwaltungsratsmitglied kann auf Antrag’ des Verwaltungsrats 
abberufen werden, wenn das Mitglied seine Pflichten so schwer verletzt hat, 
daß sein Verbleiben im Amt eine ernstliche Schädigung der Interessen 
der Rundfunkanstalt darstellen würde. Jedoch hat der Verwaltungsrat 

. zunächst einen Bericht anzufertigen und dem Hauptausschuß zu unter- 
breiten, der nach pflichtgemäßer Prüfung mit mindestens Zweldrittel- 
mehrheit darliber zu beschließen hat, ob die Abberufung auszusprechen ist. 
Das Mitglied, über das der Bericht zu erstatten ist, ist bei der Beratung 
des Verwaltungsrates über den Bericht von der Abstimmung ausgeschlossen. 

Jedes Verwaltungsratsmitglied kann die Abberufung eines anderen 
Mitgliedes beantragen, wenn es die Voraussetzungen für einen derartigen 
Antrag für gegeben erachtet. 

Der Hauptausschuß kann auch von Sich aus einen Bericht des Ver- 
waltungsrates über eines seiner Mitglieder anfordern und auf Grund dieses 
Berichtes die Abberufung gemäß Abs. 4 aussprechen, 

Die Abberufung hat der Vorsitzende des. Hauptausschusses dem 
Betroffenen schriftlich mitzuteilen. 

Über die Berechtigung der Abberufung entscheiden im Streitfalle die 
ordentlichen Gerichte, in erster Instanz das für den Hauptsitz des Nord- 
westdeutschen Rundfunks örtlich zuständige Landgericht. 

Scheidet ein Mitglied aus einem der im Abs, 3 genannten Gründe aus, 
so ist innerhalb eines Monats nach dem Ausscheiden für den Rest der 
Amtsperiode des ausgeschiedenen Mitgliedes ein Ersatzmitglied zu 
wählen, 

Der Verwaltungsrat ernennt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden für 
Jjewells ein Jahr. 


59 

Der Verwaltungsrat ernennt d@n Generaldirektor und bestimmt die 
Dauer seines Amtes. Die Amtsdauer einer zum ersten Male zum General- 
direktor ernannten Person beträgt in der Regel vier Jahre, 

'Wiederernennung und wiederholte Wiederernennung ist möglich und 
erfolgt auf mehr als vier, höchstens auf 10 Jahre. 

Ein Mitglied des Hauptausschusses oder des Verwaltungsrates kann 
nicht Generaldirektor sein. 


» 
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Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des General- 
direktors, einschließlich seiner Leitung ‘der Rundfunkübertragungen. Er 
kann zu diesem Zwecke jederzeit vom Generaldirektor einen Bericht über 
Angelegenheiten der Anstalt verlangen. Er kann die Bücher, Rechnungen 
und Schriften der Anstalt einsehen und prüfen sowie eine Besichtigung 
der Anlagen oder eine Untersuchung einzelner Vorgänge vornehmen; er 
kann damit auch einzelne seiner Mitglieder, oder für bestimmte Aufgaben, 
besondere Sachverständige beauftragen. 


Der Generaldirektor hat in allen wichtigen Angelegenhelten grundsätz- 
licher oder finanzieller Art die Genehmigung des Verwaltungsrates ein- 
zuholen. Er hat die Weisungen des Verwaltungsrates über die Gestaltung 
des Rundfunkprogramms und insbesondere die von ihm zur Wahrung der 
politischen Unparteilichkeit gegebenen Anordnungen zu befolgen. Außer- 
dem ist der Vorsitzende des Verwaltungsrates ständig über die laufenden 
Angelegenheiten zu unterrichten. Auch ist seine Genehmigung In allen 
Angelegenheiten einzuholen, die über den Kreis der laufenden Geschäfte 
hinausgehen, 

Der Verwaltüngsrat ist auf Vorschlag des Generaldirektors berechtigt, 
den Hauptsitz der Anstalt (abweichend von $ 1) zu bestimmen, 


sı 


Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben die Aufgabe, die Interessen 
‚des Nordwestdeutschen Rundfunks zu fördern. Sie dürfen keine Sonder- 
Interessen irgendwelcher Art vertreten und von keiner Seite Instruktionen 
bezüglich ihrer Amtsführung entgegennehmen, 


812 
Der Verwaltungsrat tritt in regelmäßigen Abstlinden, in der Regel min- 
destens elnmal im Monat, zusammen. Er wird von seinem Vorsitzenden 
oder, wenn kein Vorsitzender vorhanden, von dem an Lebensjahren ältesten 
- Mitglied einberufen. Jedes Mitglied kann unter Angabe des Zwecks und 
der Gründe verlangen, daß der Verwaltungsrat unverzüglich einberufen 
wird. 
Der Verwaltungsrat ist bel Anwesenheit von vier Mitgliedern beschluß- 
fühlg. Er faßt seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bel Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag, 


sıs 
Der Verwaltungsrat hat vor jeder Beschlußfassung den Generaldirektor 
anzuhören. 
s1 


Die Mitglieder Ges Hauptausschusses und des Verwaltungsrates er- 
halten eine Aufwandsentschädigung, deren Höhe der Hauptausschuß im 
Benehmen mit dem Rechnungshof festsetzt. 


v. 


815 


Der Generaldirektor vertritt, abgesehen von den im Abs. 2 bezeichneten 
Fällen, die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. 

Der Verwaltungsrat vertritt die Anstalt bei der Vornahme von Rechts- 
gcschäften mit dem Generaldirektor sowie in sonstigen Rechtsangelegen- 
heiten ihm gegenüber unter Einschluß derführung von Rechtsstreitigkeiten, 


816 


Der Verwaltungsrat kann dem Generaldirektor vor Ablauf der festge- 
setzten Amtszeit nur aus wichtigem Grunde kündigen, 
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Uber die Berechtigung der Kündigung entscheiden die ordentlichen Ge- 
richte. Über vermögensrechtliche Ansprüche des Generaldirektors gegen 
den Nordwestdeutschen Rundfunk entscheidet in erster Instanz das für 
den Hauptsitz des Nordwestdeutschen Rundfunks örtlich zustärklige Land- 
gericht. 





VL. 
817 

Die Einnahmen des Nordwestdeutschen Rundfunks dürfen nur für 
Zwecke des Rundfunks sowie für kulturelle Einrichtungen verwendet 
werden. 

Sollten sich nach Abzug der eigenen Ausgaben und Rückstellungen für 
Reserven und Baufonds Überschüsse ergeben, so sind diese den Kultur- 
fonds der Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
und der Hansestadt Hamburg nach Maßgabe der registrierten Hörerzahl 
zuzuführen. 

818 

Der Generaldirektor legt dem Verwaltungsrat alljährlich einen Haus- 
haltsplan für das kommende Jahr zur Genehmigung vor. Außerdem legt 
der Generaldirektor dem Verwaltungsrat alljährlich eine Abrechnung über 
die Einnahmen und Ausgaben der Anstalt im vergangenen Jahr vor, Die 
Abrechnung wird vom Rechnungshof für das Vereinigte Wirtschaftsgeblet 
geprüft, der zu diesem Zweck geeignete Wirtschaftsprüfer hinzuziehen 
kann. Die vom Rechnungshof geprüfte Abrechnung unterliegt der Gieneh- 
migung durch den Verwaltungsrat. 

Der Verwaltungsrat legt die Abrechnung mit einem Jahresbericht über 
die Tätigkeit des Nordwestdeutschen Rundfunks dem Hauptausschuß zur 
endgültigen Genehmigung der Abrechnung vor. Die genehmigte Abrech- 
nung wird nach nliherer Bestimmung des Verwaltungsrats veröffentlicht. 


vo. 


819 


Die Bestimmung über die Verwendung aller Einnahmen der Anstalt 
sowie die Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben steht ausschließlich den 
in dieser Satzung hierzu ermächtigten Organen des Rundfunks zu, 
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ANORDNUNG Nr. 9 


auf Grund des Artikels IIT (5) der Verordnung Nr. 126 
der Militärregierung 


Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebletes 


Artikel IT, Absatz (5) der Verordnung Nr. 126 der Militärregierung 
bestimmt, daß der Wirtschaftsrat das Recht hat, Gesetze anzunehmen 
und zu erlassen über solche Angelegenheiten, die jeweils vom Bipartite 
Board bestimmt werden. 

Der Bipartite Board hat bestimmt, daß der Wirtschaftsrat das Recht 
haben soll, Gesetze zur Regelung von Fragen des deutschen Wertpapler- 
wesens anzunehmen und zu erlassen, um die auf diesem Geblet ent- 
standene Verwirrung zu beseitigen. = 

Die amerikanische Milltärregierung wird die Anordnung Nr. 9 auf 
amd der Proklamation Nr, 7 der amerikanischen Militärregierung 
erlassen, “ 


ES WIRD DAHER ANGEORDNET: 


1. Der Wirtschaftsrat hat in der britischen Zone das Recht, Gesetze 
zur Regelung von Fragen des deutschen Wertpapierwesens anzunehmen 
und zu erlassen, um die auf diesem Gebiet entstandene Verwirrung zu 
beseitigen. 

2. Diese Anordnung tritt am 10. Juni 1949 in Kraft, 


IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 





DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG Nr. 1 
erlassen auf Grund der Verordnung Nr. 187 der Militärregierung 


Waffenschein 


1. Der Public Safety Adviser (Berater in Angelegenheiten der öffent- 
chen Sicherheit) ist ermächtigt, Waffenscheine namens der Militär-" 
regierung auszustellen. 

2. Waffenscheine sollen® die von dem Public Satety Adviser vor- 
geschriebene Form haben und sind von ihm oder von einem Beamten zu 
unterzeichnen, auf den er seine Befugnisse auf Grund von Ziffer 13 über- 
tragen hat. Eintragungen in Wuffenscheinen unterliegen den jeweils durch 
die Umstände erforderlich gemachten Änderungen. 

3. Alle Waffenscheine. gelten für die Dauer eines mit dem 1. Juli be- 
*ginnenden Jahres und sind jeweils am 1. Juli zu erneuern. Ist der Inhaber 
eines Waffenscheines jedoch ein Beamter einer Alllierten Nation, so bleibt 
der Waffegschein (sofern er nicht vorher widerrufen oder für hinfällig 
erklärt worden ist) so lange In Kraft, als der Inhaber diese Beamten- 
eigenschaft beibehält. Verliert er sie, so hat er den Waffenschein der 
Ausstellungsbehörde zurückzugeben. 

4. Waffenscheine unterliegen den Bedingungen, die der Public Safety 
Adviser festsetzt. Der Public Safety Adviser kann bereits ausgestellte 
Waffenscheine widerrufen oder ihre Bedingungen ändern. Die Inhaber 
von Waffenscheinen sind von sie betreffenden Widerrufen und Änderungen 
‚schriftlich in Kenntnis zu setzen und haben ihre Waffenscheine daraufhin 
zur Vornahme der erforderlichen Änderungen oder zur Entwertung 
einzureichen. 

5. Anträge auf Ausstellung oder Änderung von Waffenscheinen 
erfolgen auf den von dem Public Safety Adviser vorgeschriebenen 
Formularen. 

6. Waffenscheine sind erst auszustellen, nachdem sich die Aus- 
stellungsbehörde davon überzeugt hat, daß der Antragsteller eine Waft& 
des in Betracht kommenden Typs aus guten Gründen benötigt und eine 
Person ist, der man eine derartige Waffe mit gutem Gewissen anvertrauen 
kann. 
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Entleihen von Waffen 

7. Mit dem Vermerk „Nur zum Gebrauch genehmigt“ versehene 
Waffenscheine berechtigen ihren Inhaber, eine Waffe bei sich zu tragen 
und zu benutzen, die nicht auf seinen Namen eingetragen ist, 

8. Bei Verleihen einer Waffe (gleichviel ob kostenfrei oder gegen 
Entschädigung) hat der Verleiher das Formular „B“ in dem Waffenscheln 
des Entleihers und der Entleiher das Formular „A“ in dem Waffenschein 
des Verleihers auszufüllen und zu unterzeichnen. Datum und Tatsache 
der Rückgabe der Waffe durch den Entleiher ist am Fuße der In dem 
betreffenden Waffenschein- enthaltenen Formulare einzutragen und von 
jeder Partei In dem Waffenschein der anderen durch ihre Unterschrift zu 
beurkunden, 

9. Der Public Safety Adviser kann an Vereine und Personen- 
vereinigungen Waffenscheine erteilen,’ durch die ihnen das Recht zum 
Besitze von für den Gebrauch ihrer Mitglieder bestimmten Sportwaffen 
verlichen wird. Diese Waffenscheine sollen an auffallender Stelle den 
Vermerk „Nur zur Verwahrung genehmigt“ tragen. Eine Waffe, die unter 
einen derartigen Waffenschein füllt, darf nur von Personen gebraucht 
werden, die im Besitz eines mit dem Vermerk „Nur zum Gebrauch 
genehmigt“ versehenen Waffenscheins oder eines Waffenscheins sind, der 
keinerlei Beschränkungen unterliegt. Gelegentlich jedes Verleihens hat ein 
verantwortliches Vorstandsmitglied als Vertreter des Vereins oder der 
Vereinigung den Bestimmungen der Ziffer 8 zu entsprechen. 

Verkauf oder Verschenkung von Waffen 

10. Eine dauernde Übereignung einer Waffe darf erst stattfinden, 
nachdem die Waffenscheine beider Parteien zu der Übereignung mit den 
den Besitzwechsel genehmigenden Änderungen versehen worden sind, 
Vom Tage des Empfangs Ihrer abgeänderten Waffenscheine an haben die 
Purteien eine Frist von 3 Tagen, um die Überelgnung zu bewirken. 

Instandsetzung von Waffen 

11. Der Public Safety Adviser kann bestimmten Personen oder Firmen 
das Recht erteilen, Waffen wieder instandzusetzen, zu adjustieren und 
nachzuprüfen und kann Bestimmungen über die sichere Verwahrung der 
ihnen anvertrauten Waffen erlassen und diese Bestimmungen von Zeit 
zu Zelt abändern. 21 

Veräußerung beschlagnahmter Waffen 

12, Die Verfügung Über beschlagnahmte und abgegebene Waffen, auf 
deren Besitz innerhalb von 2 Monaten kein Anspruch erhoben wird, obliegt 
dem R/B Commander, in dessen Bezirk die Waffe abgenommen worden ist. 

E Durchführung 

13. Der Public Safety Adviser kann schriftlich anderen Beamten der 
Abteilung für die öffentliche Sicherheit die Ermächtigung erteilen, 
bestimmte Verwaltungsmaßnahmen auf Grund dieser Durchführungs- 
verordnung zu ergreifen. Diese Ermächtigung darf sich jedoch nicht auf 
den Widerruf eines Waffenscheines, auf Maßnahmen auf Grund der 
Ziffer 11 oder auf eine Befugnis erstrecken, den Geltungsbereich einer all- 
‚gemeinen von dem Public Safety Adviser erlassenen Anweisung oder Vor- 
‚schrift abzuändern oder ihre Anwendung auszuschließen. Vorbehaltlich der 
in dieser Ziffer enthaltenen Ausnahmen umfaßt der Ausdruck „Public 
Safety Adviser“, soweit der Zusammenhang es zuläßt, jeden Beamten der 
Abteilung für die Öffentliche Sicherheit, an den Befugnisse auf Grund 
dieser Durchführungsverordnung übertragen worden sind. 

14. Leitet ein Beamter dem Public Safety Adviser seine Empfehlung 
zu, elnen Waffenschein zu widerrufen, so soll er ihm gleichzeitig damit 
irgendwelche Bemerkungen zusenden, die der Inhaber des Waffenscheines 
zu machen wilnscht oder eine Bescheinigung dahingehend, daß dem Inhaber 
eine Gelegenheit gegeben worden ist, derartige Bemerkungen zu machen, 
ohne daß er davon Gebrauch gemacht hat. 

Inkrafttreten 
15. Diese Durchführungsverordnung tritt am 30. Juni 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE DER MILITARREGIERUNG. 
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ANORDNUNG Nr. 6 
erlassen auf Grund der Verordnung Nr. 20 der Militärregierung 
1. Gemäß den Bestimmungen der Verordnung Nr. 20 der Militär- 
“ regierung wird den deutschen ordentlichen Gerichten die Gerichtsbarkeit 
betreffend Zuwiderhandlungen gegen Gesetz Nr. 64 der Militärregierung 
(Vorläufige Neuordnung der Steuergesetzgebung) und alle jetzt oder 
später erlassenen Abänderungen dieses Gesetzes übertragen. 

2. Diese Gerichtsbarkeit ist im Rahmen der Bestimmungen des 
Artikels II der genannten Verordnung auszuüben. 

3. Falls die in irgendeinem Falle behaupteten Tatsachen, neben 
Zuwiderhandlungen gegen Gesetz Nr. 64, auch Zuwiderhandlungen gegen 
die geltenden deutschen Gesetze darstellen, können die deutschen Gerichte 
den Angeklagten auch wegen Zuwlderhandlungen gegen die deutschen 
Gesetze verurteilen. 

4. Diese Anordnung gilt für alle vor oder nach ihrem Inkrafttreten 
begangenen Zuwiderhandlungen. 

5. Diese Verordnung tritt am 14. Juli 1949 In Kraft. 


IM AUFTRAGE DER MILITARREGIERUNG. 


DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG Nr. 1 


über die Überwachung der Jagd, der Fischerei und der Jagdschädlings- 
= bekämpfung in der britischen Zone Deutschlands 
(erlassen auf Grund des Artikels VI der Verordnung Nr. 190) 

1. Jugdausschüsse und Fischereiverbände 

Die Überwachung der Jagd sowie der Fischerei in gesperrten Gewässern 
wird durch’ Jagdausschüsse und Fischereiverbände ausgeübt, damit allen, 
und soweit zweckdienlich, auch deutschen Interessen Rechnung getragen 
werden kamn. 

2. Ausschüsse für die Schädlingsbekämpfung 

Die Überwachung der Vernichtung von Jagdschädlingen wird auf der 
Stufe des Reglerungsbezirkes durch Ausschüsse für die Schädlings- 
beklimpfung-ausgelibt, die unter dem Vorsitz eines britischen Jagdauf- 
sehers*) stehen. In diesen-Ausschüssen werden die deutschen landwirt- 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen und sportlichen Interessen vertreten 
sein, 

3. Sofern in diesen Bestimmungen der Ausdruck „R.B.-Befehlshaber" 
oder der Ausdruck „K.R.O.“ (Vertreter der Militärregierung auf der Kreis- 
stufe) verwandt, jedoch In einem Gebiet keine derartige Persönlichkeit 
vorhanden Ist, bestellt der Gebletsbeauftragte andere Beamte zur Wahrung 
der diesbezüglichen Obliegenheiten. 

4. Jagdberirke % 

Die Jagdausschüsse sind berechtigt, die folgenden Jagdbezirke fest- 
zulegen: 

a) Streifbezirke (Pottering Arcas) in der Nähe von Städten, Lagern 
oder Kasernen, in denen Besatzungsstreitkräfte stationiert sind. 
Diese Bezirke gelten als örtlich vorhandene soziale Einrichtungen 
für das in diesen Bezirken stationierte Personal, und die Jagd in 
diesen Bezirken ist nicht ausschließlich auf Mitglieder von Jagd- 
gesellschaften beschränkt. Die Jagdausschüsse werden eine Ent- 
scheidung über die Anzahl deutscher Staatsangehöriger treffen, die 
unter den gleichen Bedingungen in diesen Bezirken jagen dürfen, 
vorausgesetzt, daß sie dort Jagdrechte besitzen und die Jagd in 
der Gesellschaft eines alliierten Jagdscheininhabers ausüben, 
Gemeinschaftliche Bezirke, in denen die Jagd nur auf gesellschaft- 
licher Grundlage ausgeübt werden darf. Für jeden gemeinschaft- 
lichen Bezirk wird ein alllierter Jagdgesellschaftsleiter bestimmt, 
der dem Ortsjagdausschuß gegenüber für die Ausübung der Jagd 
in seinem Bezirk verantwortlich ist. Der Jagdausschuß kann die 


b' 





*) Anmerkung des Ubersetzers: In den Verordnungen Nr. 187 und 190 sowie in dieser 
Durchführungsverordnung haben die Ausdrücke „Jagdaufscher” und „Wildhüter'” die 
gleiche Bedeutung, 
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'Höchstzahl an Flinten und Büchsen bestimmen, mit denen an einem 
einzelnen Tage in einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gejagt wer- 
den darf und die Anzahl der Tage beschränken, an denen die Jagd 
in diesem Bezirk gestattet ist. Gemeinschaftliche Bezirke werden 
Mitgliedern der Besatzungsstreitkräfte nur unter der Bedingung 
zugeteilt, daß sie namentlich vorgeschlagenen deutschen Staats- 
angehörigen gestatten, ihrer Gesellschaft beizutreten und die Jagd 
im gegenseitigen Einvernehmen auszuüben. Über die Namen der 
in Betracht kommenden Deutschen hat der Jagdausschuß eine 
Übereinkunft mit dem alliierten Jagdgesellschaftsleiter zu treffen, 
der seinerseits über die Ausübung der Jagd Regelungen Im Ein- 
vernehmen mit einem namentlich vorgeschlagenen deutschen Leiter 
trifft, Unter keinen Umständen dürfen alliierte Mitglieder einer 
Jagdgesellschaft einen deutschen Staatsangehörigen zur sportlichen 
Jagd (d.h. die Jagd auf Nutzwild, aber nicht zu Handelszwecken) 
in einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk einladen, wenn dieser nicht 
nach deutschem Recht berechtigt ist, dort zu jagen, Mitglieder der 
Besatzungsstreitkräfte dürfen die Jagd als Gäste anderer Jagd- 
gesellschaften ausüben, sofern sie dies zusammen mit einem Mit- 
gliede der anderen Jagdgesellschaft und mit Genehmigung von 
“ ihrem Leiter tun. 
Sperrbezirke für Rotwild, Damwild, Rehwild, Schwarzwild und 
'Wildenten. Forsten, in denen sich Hochwild und Schwarzwild be- 
findet, sind zu Sperrbezirken zu erklären und dürfen Jagdgesell- 
schaften nicht zugeteilt werden. Für die Leitung jedes Sperrbezirks 
wird ein alliierter Beamter bestimmt, der Genehmigungen zur 
Jagdausübung in seinem Bezirk erteilen kann. 


c 


. Wildschutz " 


a) Schutzgebiete. Der British Zonal Game Warden (Hauptbeauftrag- 
ter für das Jagdwesen.in der britischen Zone) kann bestimmte Be- 
zirke zu Schutzgebieten erklären, und Einzelheiten über diese Ge- 
biete sind nach Erfordern zu veröffentlichen. 
Die Schonzeiten für Wild und Vögel sind in dem britischen Zonen- 
jagdschein angegeben und genau zu befolgen. Die Jagdausschüsse 
sind ermächtigt, im Interesse der Erhaltung des Jagdtierbestandes, 
die Schonzeiten in den ihrer Kontrolle unterstehenden Bezirken zu 
verlängern. Allein der British Zonal Game Warden kann für 
Zwecke der Jagdschädlingsbekämpfung und aus wissenschaftlichen 
Gründen eine örtliche Verlängerung der Jagdzelt für Wild, Vögel 
oder Fische genehmigen. 
Geschützte Tiere und Vögel sind in dem britischen Zonenjagdschein 
angegeben, und nur der British Zonal Game Warden kann die Er- 
laubnis erteilen, diese Tiere und Vögel zu schießen oder zu fangen, 
um deren Bestand zu vermindern oder wissenschaftliche Zwecke zu 
erfüllen. 
Abschußplan. Die deutschen Behörden haben den britischen Jagd- 
aufsehern auf der Kreisstufe den nach deutschem Recht erforder- 
lichen Plan, für die Anzahl des in jedem Bezirk abzuschießenden 
Wildes, zur Genehmigung vorzulegen. 
. Jagdberechtigte b 

a) Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte und ihre Angehörigen können 

die Jagd ‘ausüben, wenn sie sich im Besitz folgender Papiere be- 
finden: 

1) eines britischen Zonenjagdscheines, der die Bezirke enthalten 
soll, in denen der Inhaber die Jagd ausüben darf, sowie die 
Bedingungen, die er dabei zu beachten hat. Der Jagdschein 
ist gemäß den in den Routine Orders festgesetzten Bestim- 
mungen zu erwerben und dem britischen Jagdaufseher des 
Kreises, in dem sich der gemeinschaftliche Jagdbezirk oder 
der Streifbezirk befindet, zur Anbringung von Vermerken 
zuzuleiten; 


b 


c 


d 
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ii) eines Waffenscheines, der auf Grund der am 30. Juni 1949 in 
Kraft getretenen Verordnung Nr. 187 (Überwachung des 
Besitzes von Feuerwaffen) von dem Berater in Angelegen- 
heiten der öffentlichen Sicherheit ausgestellt Ist. 

b) Deutsche Staatsangehörige, die entweder Grundbesitzer, Landwirte, 

Jagdpächter oder Jagdaufseher sind und einen gültigen deutschen 

Jagdschein besitzen, können auf Grundflächen, auf denen sie nach 

deutschem Recht zu jagen berechtigt sind, die sportliche Jagd unter 

folgenden Voraussetzungen betreiben: 

1) sie müssen von den deutschen Behörden dazu vorgeschlagen, 
und dieser Vorschlag muß von dem R.B.-Befehlshaber/K.R.O. 
genehmigt worden sein; 

il) sie müssen einen von dem Berater in Angelegenheiten der 
öffentlichen Sicherheit ausgestellten Waffenschein besitzen, 
für dessen Ausgabe der R.B.-Befehlshaber/K.R.O. zuständig 
ist; 

ill) sie müssen einen britischen Zonenjagdschein besitzen, den | 
der britische Jagdaufseher auf der Kreisstufe kostenfrei aus- 24 
gibt, nachdem die Bedingungen in Ziffer 1) und 11) erfüllt 
worden sind. Der Jagdschein soll die Bezirke enthalten, in 
denen der Inhaber die Jagd ausüben darf, sowie die Bedin- 
gungen, die er dabei zu befolgen hat; 

iv) sie dürfen die sportliche Jagd in einem gemeinschaftlichen 
Bezirk nur an den mit dem alliierten Jagdgesellschaftsleiter 
dieses Bezirks vereinbarten Tagen ausüben, 

7. Ausgabe von Sportwaffen an deutsche Staatsangehörige 

j a) Die Notwendigkeit der Jagdschädlingsbekämpfung gilt als vor- 
5 a dringlich bei der Zuteilung, der den R.B.-Befehlshabern zur Vertei- 
lung zur Verfügung stehenden Sportwaffen. Der British Zonal Game 
Warden Ist dafür verantwortlich, daß die verfügbaren Waffen den 
R.B.-Befehlshabern gemäß den Erfordernissen der Jagdschädlings- 
bekämpfung zugeteilt werden. 

Die R.B.-Befchlshaber sind ermächtigt, an deutsche Staatsange- 
hörige für die Schädlingsbekämpfung auf die Dauer von bis zu 
jeweils 6 Monaten Schrotflinten oder Büchsen in folgendem Um- 
fange auszugeben: 

1) ein Stück für jeden Forstbeamten oder Förster in Privat- 
Torsten; 

ii) ein Stück für jeden R.B,-Jägermelster und nicht mehr als 
ein Stück für die Jägermeister sowie nicht mehr als acht 
Stück für die Hegeringleiter in einem Kreis; 

il) In Bezirken mit übermäßigen Wildschaden zur Verstärkung 
der Förster eine Höchstzahl von 5 zusätzlichen Blichsen pro N 
Kreis an erfahrene Jüger; 5 

iv) an die, von alliierten Jagdgesellschaften in ihren eigenen 
gemeinschaftlichen Bezirken angestellten, deutschen Jagd- 
aufseher; 

v) an die Geschäftsführer von Fischzüchtereien, aber nur 0,22 
Kallberbüchsen oder Schrotflinten. 

An deutsche Landwirte können Waffen auf eine Zeitdauer von 
jewells bis zu 2 Wochen ausgegeben werden, wenn sich erweist, 0 
daß ihre Früchte durch Schwarzwild erheblich geschädigt worden 
sind. Die Ausgabe von derartigen Waffen ist jedoch auf 5 Stück 
pro Kreis und auf die Zeit zwischen dem 1. April und 31, Oktober 
eines jeden Jahres zu beschränken, 

Nachdem der Bedarf auf Grund von Absatz a), b) und c) gedeckt 
worden ist, können in dem Lagerbestand des R.B.-Befehlshabers 
etwa noch vorhandene Schrotflinten leihweise auf die Dauer von 
jeweils bis zu 6 Monaten an deutsche Staatsangehörige ausgegeben 
werden, die berechtigt sind, die sportliche Jagd gemäß $ 6 b) zu 
betreiben. Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte dürfen deutschen 
. Staatsangehörigen, die die sportliche Jagd auf Schwarzwild oder 


b; 


6 


= 
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Hochwild betreiben möchten, Büchsen nur von einem Tag zum 
anderen leihen. = 

e) Die alliierten Mitglieder einer Jagdgesellschaft haben einen Teil 
der in ihrem Besitz befindlichen erbeufeten Waffen tageweise 
deutschen Staatsangehörigen zur Verfügung zu stellen, 


8. Ausgabe von Munition an deutsche Staatsangehörige 3 


a) Munition für Schrotflinten darf in der britischen Zone hergestellt 
werden, und deutsche Staatsangehörige können diese Munition bei 
deutschen Stellen kaufen, die von der Militärregierung genehmigt 
sind. Die erforderlichen Anweisungen einschließlich von Bestim- 
mungen über die etwaige Beschränkung der Herstellung und des 
Erwerbes dieser Munition werden vom Amt des CAO/DCOS (Exec) 
erlassen, 

Deutsche Staatsangehörige dürfen Büchsenmunition nur im Besitz 
haben, wenn ihnen ein Erlaubnisschein für den Gebrauch dieser 
Munition für Zwecke der Jagdschädlingsbekämpfung ($ 9) erteilt 
worden ist. Für sonstige Zwecke können Mitglieder der Besatzungs- 
streitkräfte an deutsche Staatsangehörige von einem Tag zum 
anderen Gewehrmunition in genügender Menge ausgeben, um ihnen 
die Jagd für die Dauer eines Tages zu ermöglichen. 

9. Jagdschädlingsbekämpfung 

a) Waffenbesitz seitens deutscher Staatsangehöriger. Deutsche Staats- 
angehörige, die nach $ 7 nur für Zwecke der Jagdschädlings- 
bekämpfung mit Waffen versehen worden sind, benötigen: 

1) einen von dem Berater in Angelegenheiten der öffentlichen 
Sicherheit ausgestellten Waffenschein; 3 

1) einen mit Ermächtigung des R.B.-Befehlshabers/K.R.O. er- 
teilten Erlaubnisschein, der die Berechtigung, eine bestimmte 
Waffe zum Zwecke der Jagdschädlingsbekämpfung in einem 
bestimmten Bezirk zu tragen, sowie Angaben über die Wild- 
arten enthält, die erlegt werden dürfen. Die ausgebende 
Behörde soll über die ausgegebenen Erlaubnisscheine Akten 
führen. Bei, auf Grund des $ 7c) bewaffneten Landwirten 
soll die Genehmigung den Bezirk auf ihre eigenen Grund- 
flächen und andere Grundfllichen beschrlinken, die sich Im 
Umkreis von 2 km von ihrer Wohnung befinden. 

b) Belieferung mit Munition. Munition für die Schädlingsbekämpfung 
wird von der Milltärregierung mit Geldern erworben, die sie von 
Mitgliedern der Besatzungsstreitkräfte für die Erteilung britischer 
Zonenjagdscheine eingezogen hat. Anweisungen hierüber werden 
vom Amt des CAO/DCOS (Exec) gesondert ausgegeben werden. 


10. Befugnisse von Jagdaufschern und anderen Personen 
a) Britische Jagdaufseher Im Besitz eines von dem British Zonal Game 
Warden für die britische Zone ausgestellten Ausweises haben die 
folgenden Befugnisse: 

1) irgendwelche in ihrem Bezirk gelegenen Grundstücke zu 
betreten, Jagdschädlinge zu vernichten oder in ihrem Auf- 
trage vernichten zu lassen oder die Jagd auf diesen Grund- 
stücken mit Genehmigung des örtlichen Jagdausschusses als 
Sport auszuüben; 
von Mitgliedern der Besatzungsstreitkräfte und anderen 
Personen, die sie auf der Jagd oder beim Fischen antreffen, 
die Vorlage ihres Erlaubnisscheines, ihres Jagdscheines, ihres 
Waffenscheines oder ihres Fischerelauswelses (für gesperrte 
. Gewässer) und ihres Personalausweises zu verlangen; 

ii) mit Ausnahme der Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte alle 
Personen zu verhaften, die sich weigern, ihrem Verlangen 
gemäß Ziffer ii) zu entsprechen oder gegen die Verordnung 
Nr. 190, diese Durchführungsverordnung oder das deutsche 
Jagdrecht verstoßen; 


b} 


2) 
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und unter den gleichen Umständen Mitglieder der Besatzungs- 
streitkräfte zur Anzeige zu bringen, damit Disziplinarmaß- 
nahmen oder gerichtliche Maßnahmen gegen sie ergriffen 
werden können; 
die vorläufige Sicherstellung von widerrechtlich gefangenen, 
jagdbaren Tieren oder Fischen vorzunehmen; 
v) Bis zur Entscheidung der Angelegenheit’ durch ein Gericht 
oder eine Disziplinarbehörde die vorläufige Sicherstellung von 
‘Waffen, Munition, Hunden, Fischereigerät, Netzen oder 
sonstigen Gerätschaften vorzunehmen, deren Verwendüng zu 
Unrecht erfolgt Ist; 4 
vi) bei Verdacht des Vorliegens eines Verstoßes gegen diese 
Durchführungsverordnung nicht requirlerte Gebäude, Fahr- 
zeuge oder Wasserfahrzeuge zu durchsuchen, 
b) Britische Mitglieder einer Jagdgesellschaft genießen in ihrem eige- 
nen Bezirk die gleichen Befugnisse, die britischen Jagdaufsehern 
gemäß Absatz a) Ziffer ii) zustehen. 
Deutsche Jagdaufseher (Förster, Jägermeister, Hegeringlelter), die 
von deutschen Behörden ernannt worden sind, genießen bei Vorlage 
der ihnen von einem R.B.-Befehlshaber/K.R.O. erteilten Ermächti- 
gung die folgenden Befugnisse gegenüber Mitgliedern der Be- 
satzungsstreitkräfte und deren Angehörigen, die sich auf der Jagd 
befinden: “ 
1) um Vorlage ihres Jagdscheines zu ersuchen, 
ii) um Vorlage ihres Personalausweises zu ersuchen, 
ii) einem britischen Jagdaufseher/K.R.O. über Verstöße Bericht 
zu erstatten. 
Gegenüber deutschen Staatsangehörigen haben die deutschen Jagd- 
aufseher die den britischen Jagdaufsehern nach Absatz a) Ziffer 
ii) bis v) ertellten Befugnisse. 


iv; 


ec 


11. Verwendung des Wildprets 


a) Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte und ihre Angehörigen sind 
bezüglich der Menge an Wildpret von Schalenwild einschließlich 
Schwarzwild, die sie nach Beendigung der Jagd mit sich nehmen 
dürfen, auf folgende Mengen beschränkt: 
1) ist nur ein Tier erlegt worden, die Hälfte, 

ii) sind zwei oder drei Tiere erlegt worden, ein Tier, 

ill) sind vier Tiere oder mehr erlegt worden, zwel Tiere. 
Ist jedoch nur eine Person allein auf die Jagd gegangen, so darf sle 
für jedes am Tage geschossene Tier höchstens eine Keule oder ein 
Rückenstück des Rotwildes, Damwildes oder Schwarzwildes mit 
sich nehmen. ar 
Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte und ihre Angehörigen dürfen 
'Wildpret weder verkaufen noch als Eintauschgegenstand verwenden. 


b 


12. Fischerei 


a) Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte und ihre Angehörigen 
1) Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte und ihre Angehörigen, 
die im Besitze eines britischen Zonenfischereischeines sind, 
der die Bedingungen enthält, unter denen der Inhaber die 
Fischerei ausüben darf, dürfen die Fischerei in allen Ge- 
- wässern, mit Ausnahme der gesperrten Gewässer, ausüben. 

11) Um die Fischerei in gesperrten Gewässern auszuüben, be- 
dürfen sie ferner eines Erlaubnisscheines (Fischerelausweis- 
karte), die sie sich von einem Geblets-Fischereiverband be- 
schaffen können. 

ill) Die Anweisungen über die Beschaffung von Fischerei- 
scheinen und Erlaubnisscheinen (Fischereiausweiskarte) für 
gesperrte Gewässer, sowie die dafür zu ‘entrichtenden Ge- 
bühren, werden in den Routine Orders veröffentlicht werden. 
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b) Deutsche Staatsangehörige, die nach deutschem Recht berechtigt 
sind, die Fischerei auf gewissen Strecken der gesperrten Gewässer 
auszuüben, werden einen britischen Erlaubnisschein (Fischerei- 
ausweiskarte) gebührenfrei erhalten. Die Namen der derart be- 
yechtigten Personen sind von den deutschen Behörden vorzu- 
schlagen, und diese Personen müssen die Regeln befolgen, die indem 
britischen Erlaubnisschein (Fischerelausweiskarte) enthalten sind, 

c) Die deutschen Fischereiaufseher für gesperrte Gewässer werden- 
von den Gebietsfischereiverbänden im Einverständnis mit den deut- 
schen Behörden ernannt. Bei Vorlage einer, namens des Geblets- 
Fischereiverbandes, erteilten Ermächtigung genießen sie die fol- 
genden Befugnisse: 

i) jeden, der den Fischfang in gesperrten Gewässern ausübt, um 
Vorlage seines Fischerelscheines, selnes Erlaubnisscheines 
(Fischerelausweiskarte) und seiner Personalausweiskarte zu 
ersuchen; £ 
einem britischen Jagdaufseher/K.R.O. Bericht zu erstatten, 
falls Mitglieder der Besatzungsstreitkräfte oder ihre Ange- 
hörigen Zuwiderhandlungen begehen; 

ili) im Falle von Personen, die nicht Mitglieder der Besatzungs- 
streitkräfte sind und nicht zu deren Angehörigen gehören, 

a) jeden in Gewahrsam zu nehmen, der keinen Nachweis 
über seine Person erbringen kann, 

b) bei Zuwiderhandlungen Netze, Fischereigeräte oder 
widerrechtlich gefangene Fische zu beschlagnahmen, da- 
mit sie vor Gericht als Beweisstücke dienen können. 

13. Widerruf von Jagd- oder Fischereischeinen 

Britische Jagd- oder Fischereischeine können von den Jagdausschüssen 
oder Fischereiverbänden widerrufen werden, wenn deren Inhaber 
einen Verstoß gegen die Verordnung Nr. 190 oder diese Durch- 
führungsverordnung begangen hat. 
Deutsche Staatsangehörige, die ihren deutschen Jagd- oder Flscherel- 
schein infolge Verurteilung durch ein deutsches Gericht verlieren, ver- 
lieren gleichzeitig ihren britischen Jagd- oder Fischereischein oder 
ihren Erlaubnisschein (Fischerelausweiskarte). 

14. Verwertung eingezogener Waffen 
Sportwaffen und Munition, die nach Schuldigbefund durch ein Gericht 
wegen einer Zuwiderhandlung gegen Verordnung Nr. 190 oder diese 
Durchführungsverordnung eingezogen werden, sind entsprechend der 
Bestimmung des British Zonal Game Warden zu verwerten, 

15. Russische Zonengrenze x 
Die Jagd und die Fischerei innerhalb von 3 km von der Grenze der 

russischen Zone ist verboten. 

16. Zuwiderhandlungen 
Die folgenden Handlungen stellen Zuwiderhandlungen gegen Verord- 

nung Nr. 190 und diese Durchführungsverordnung dar: 

a) Verstöße gegen irgendwelche darin enthaltenen Bestimmungen. 
b) wire 
i) der Fang oder der Versuch des Erlegens von Wild oder Jagf- 
. Schädlingen ohne gültigen Jagdschein für die in Betracht 
kommende Tiergattung, oder ohne Erlaubnisschein eines 

R.B.-Befehlshabers/K.R.O., falls es sich um Personen handelt, 

die für Zwecke der Verminderung des Schädlingsbestandes 

bewaffnet worden sind; 

bei, für Zwecke der Verminderung des Schädlingsbestandes, 

bewaffneten Personen, die ohne Genehmigung ausgelibte 

sportliche Jagd; 

iii) außer als Gast in der Gesellschaft von Mitgliedern der Jagd- 
gesellschaft, der das Gelände zugeteilt worden ist, die Jagd 
in einem gemeinschaftlichen Bezirk, ohne daß der Jagdschein 
us die Jagd in diesem Bezirk genehmigenden Vermerk 

rägt; 


u 


ii 








AMTSBLATT DER MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND (BRITISCHE ZONE) 
9—Teil 11B Ausgabe Nr. 30 Datum 6.8.49 





iv) 


v) 


vi 


vii) 


viti) 


ix 


x 


xi 





xt) 


xiti) 


xiv) 
zv) 





die Jagd oder das Tragen von Waffen in einem Sperrbezirk 

ohne gültigen Erlaubnisschein für diesen Bezirk oder im 

Widerspruch mit den Bedingungen dieses Erlaubnisscheines; 

das Erlegen von Wild, das Tragen von Waffen oder die Hetz- 

jagd mit Hunden in einem Schutzgebiet; 

die Jagd in einem von einem britischen Jagdaufseher oder 

einem Jagdausschuß von der Jagdnutzung ausgeschlossenen 

Bezirk; 

die Weigerung, einem britischen oder deutschen Jagdauf- 

seher während der Ausübung der Jagd auf Ersuchen aus- 

reichende Nachweise über Personalien zu erbringen; 

das Fangen oder der Versuch des Erlegens von Wild außer- 

halb der Schußzeit oder von geschützten Tierarten; 

das Erlegen von Wild oder Schädlingen; 

a) unter Verwendung von automatischen Büchsen mit ge- 
zögenem Lauf; 

b) unter Verwendung von automatischen oder halb- 
automatischen Flinten, die mit mehr als 2 Patronen ge- 
laden werden können; 

c) unter Verwendung von Voll-Mantelgeschossen, sofern die 

Spitze des Geschosses nicht derart abgefeilt ist, daß der 

Bleikern offen liegt; 

unter Verwendung von 0,22 Kaliber Blichsen, außer mit 

einem, zum Zwecke der Verminderung des Jagdschädlings- 

bestandes, von einem Jagdausschuß ausgestellten beson- 

deren Erlaubnisschein; t 

ferner 

das Erlegen oder der Versuch des Erlegens von Hochwild 

oder Schwarzwild mit Patronen, die mehr als eine Kugel 

enthalten, 

oder 

t) das Erlegen von Wild oder Schädlingen unter Verwendung 
von anderen Waffen oder Vorrichtungen als Flinten mit 
glattem Laufinnern, oder Büchsen; 

das Fortnehmen von Elern oder das Fangen von Jungwild 

oder geschützten Vögeln; 

das Erlegen von Wild aus einem Kraftfahrzeug oder mit 

mechanlschen Mitteln betriebenem, auf der Fahrt befind- 

lichen Wasserfahrzeug, oder die Ausübung der Jagd von 

einem Flugzeug; ö 

das Erlegen von Wild zur Nachtzeit unter Verwendung von 

Scheinwerfern oder anderen künstlichen Lichtquellen; 

der Fang von Wild oder Schwarzwild vermittels von Fallen 

oder Schlingen ohne Genehmigung eines britischen Jagd- 

aufsehers; jedoch stellt das Fangen mit Fallen von Krähen, 

Elstern, Hähern, Füchsen, Dachsen, Iltissen, Wieseln, Ratten 

und Mäusen, und, ausschließlich auf Fischzüchtereien, von 

Ottern, Reihern und anderen 'Raubvögeln, keine Zuwider- 

handlung dar; 

das Aufstellen von Fallen im Freien; 

der Gebrauch von Gift oder anderen Betäubungsmitteln für 

Vögel oder andere Tiere mit Ausnahme von Mäusen, Ratten, 

Krähen, Elstern, Döhlen und Hähern, und auch dann nur, 

wenn das Gift keine Gefahr für menschliche Wesen, Haus- 

tiere, Hausvögel und andere wilde Vögel oder Säugetiere dar- 
stellt; 

die Verwendung von Netzen für alle Arten von Vögeln oder 

Säugetieren mit Ausnahme von Sperlingen und Kaninchen 

oder zur Beschaffung von Falken; 


d 
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xvil) die Verwendung von Spiegeln oder geblendetem oder ange- 
bundenem lebenden Köder; 


xviil) die Verwendung von Angelhaken zum Fangen von Vögeln; 


xix) die Verwahrung oder der Besitz während der Schonzeit von 
kurzer Zeit zuvor getötetem Wild oder Fischen oder von 
lebenden oder toten geschützten Tierarten; 


die Weigerung, widerrechtlich oder während der Schonzeit 
gefangene jagdbare Tiere oder Fische oder geschützte Tier- 
arten einem britischen Jagdaufscher abzugeben; 

die Herstellung oder Wiederherstellung von Kojen (Enten- 


füngen) außer mit Erlaubnisschein des British Zonal Game 
‚Warden, \ 


xx 


& 


c) Fischerei R 


1) Die Fischerei In gesperrten Gewässern ohne gültigen britt- 
schen Erlaubnisschein (Fischerel-Ausweiskarte); 

ii) die Fischerel in gesperrten, von einem britischen Fischerel- 
verband von der Fischereinutzung ausgeschlossenen, Ge- 
wässern oder den Gewässern einer Fischzüchterei; 

ii) die Weigerung, einem Fischerei-Aufscher während der Aus- 
übung der Fischerei auf Ersuchen ausreichende Nachweise 
über Personalien zu erbringen; 

iv) die Verwendung von Lockmitteln oder Ködern, die von einem 

Fischerei-Verband in gesperrten Gewässern verboten 

worden sind; 

der Fang von Fischen von geringerer als der Mindestgröße 

oder in größerer Zahl als der Höchsttagesmenge, die von 

einem Fischereiverband in gesperrten Gewässern bestimmt 

‚sind; 0 

vi) der mit ungesetzlichen Mitteln betriebene Fang von Fischen 
in allen Gewässern der britischen Zone unter Verwendung‘ 
von: 

a) Gift oder Vogelleim, 

b) Sprengstoffen oder Feuerwaffen, 

ce) Querleinen oder Otter-Brettern (Otter boards), 

d) unter die Fische geführten Emporschnell-Vorrichtungen; 

vil) der mit ungesetzlichen Mitteln betriebene Fang von Fischen 
in gesperrten Gewässern unter Verwendung von; 

a) Fischhaken, Fischspießen oder über Nacht gelegten 
Grundangeln, 

b) Netzen oder elektrischen Vorrichtungen ohne Genehmi- 
gung eines britischen Fischereiverbandes, 7 

c) anderen Methoden als dem ordnungsmäßigen Angeln mit 
Angelrute und Leine; 


vilt) von seiten von Mitgliedern der Besatzungs-Streltkräfte und 
ihren Angehörigen: 


a) die Fischerei in irgendwelchen Gewässern der britischen 
Zone ohne Fischercischein, 

b) die Fischerei in Irgendwelchen Gewässern unter Ver- 
wendung von anderen Methoden als dem ordnungs- 
mäßigen Angeln mit Angelrute und Leine. 


v 


Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. August 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG, 





ER. 
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BEKANNTMACHUNG - 
Genehmigung verbotener Rechtsgeschäfte 


1. Nach den Gesetzen Nr. 52 und 53 der Militärregierung sind 
gewisse, ohne Genehmigung der Militärregierung abgeschlossene Rechts- 
geschäfte nichtig, 


2. Es ist üblich, daß Personen, die Verträge abschließen, diese nach- 
träglich der Militärregierung zur Erteilung der Genehmigung vorlegen. 
Da diese Verträge von Anfang an nichtig waren, haben deutsche Gerichte 
entschieden, daß eine. Genehmigung der Militärregierung nicht die 
Wirkung hat, diese Verträge wirksam werden zu lassen.. 


3. Das ordnungsgemäß einzuhaltende Verfahren ist das, daß Ver- 
träge der Militärregierung undatiert und vor. ihrer Unterzeichnung 
vorzulegen sind. Die Unterschriften und das Datum sind erst einzu- 
fügen, nachdem die Genehmigung der Militärregierung erteilt ist, 


IM AUFTRAGE DER MILITARREGIERUNG, 


PSS(HG)RSOIIB/JIM/E-40 





